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LEGAL UPDATE ARBEITSRECHT 

Köln, 21.02.2024 

Geld fürs Nichtstun?  

Zur Darlegungs- und Beweislast für nicht er-

brachte Arbeitsleistung im Homeoffice  

Anna Huschka, LL.M.  

Die Arbeit im Homeoffice ist in den letzten Jah-

ren während der COVID-19-Pandemie für viele 

Beschäftigte zur neuen Normalität geworden. 

Auch nach dem Ende der Pandemie ist die Er-

bringung der Arbeitsleistung im Homeoffice im-

mer noch weit verbreitet. Die Tätigkeit im Home-

office hat insbesondere für Arbeitnehmer viele 

Vorteile: keine Arbeitswege, mehr Flexibilität 

und bessere Work-Life-Balance. Die höhere 

Selbstbestimmtheit von Arbeitnehmern führt für 

Arbeitgeber jedoch zu einem gewissen Kontroll-

verlust. Gelegentlich wird den Beschäftigten 

vorgeworfen, dass sie am häuslichen Arbeits-

platz weniger effektiv arbeiten oder sogar gar 

keine Arbeitsleistung erbringen. 

Mit der Frage, wer bei einem solchen Vorwurf 

die Beweislast für die Untätigkeit des Arbeitneh-

mers trägt, hat sich am 28. September 2023 das 

Landesarbeitsgericht Mecklenburg-Vorpom-

mern (5 Sa 15/23) beschäftigt. 

 

Sachverhalt 

Die Klägerin war seit Dezember 2021 bei der 

Beklagten, einer Tagespflegeeinrichtung, als 

Pflegemanagerin in Vollzeit tätig. Dabei war es 

ihr gestattet, im Homeoffice zu arbeiten. Ihre 

monatliche Arbeitszeit sollte sie dabei in einer 

Tabelle erfassen. Den Angaben in der Tabelle 

zufolge arbeitete sie zwischen Dezember 2021 

und März 2022 etwa 300 Stunden im Home-

office, bis sie ab Ende März arbeitsunfähig er-

krankte. Die Vergütung für die Monate Dezem-

ber 2021 bis März 2022 wurde durch die Be-

klagte vorbehaltlos ausbezahlt. Das Arbeitsver-

hältnis wurde sodann ordentlich zum 31. Mai 

2022 gekündigt. 

Mit der Klage machte die Klägerin einen An-

spruch auf Vergütung für die Monate April und 

Mai 2022 sowie Abgeltung der ausstehenden 

Urlaubstage geltend. Die Beklagte begehrte wi-

derklagend die Rückzahlung des gezahlten Ar-

beitsentgeltes für 300 Stunden im Homeoffice. 

Zur Begründung führte sie aus, dass die Kläge-

rin im Homeoffice Arbeitszeiten i.H.v. 300 Stun-

den angegeben habe, ohne jedoch irgendeinen 

objektivierbaren Arbeitsnachweis hierfür vorge-

legt zu haben. 

https://www.landesrecht-mv.de/bsmv/document/JURE230056488/part/L
https://www.landesrecht-mv.de/bsmv/document/JURE230056488/part/L
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Entscheidung  

Das Landesarbeitsgericht entschied, dass der 

Klägerin die geltend gemachten Zahlungsan-

sprüche zustehen und sie nicht zur Rückzah-

lung des Arbeitsentgelts verpflichtet ist. 

Hinsichtlich des Rückzahlungsanspruchs des 

Arbeitgebers stellte das Landesarbeitsgericht 

fest, dass die Darlegungs- und Beweislast für 

nicht erbrachte Arbeitsleistung auch im Falle 

von Homeoffice beim Arbeitgeber liege. Die Be-

klagte habe weder eine Nichtleistung noch eine 

Minderleistung der Klägerin hinreichend nach-

gewiesen. Vielmehr sei durch geschriebene E-

Mails und anhängende Dokumente unstreitig 

nachgewiesen, dass Arbeitsleistung in einem 

gewissen Umfang erbracht wurde. Unerheblich 

sei, ob die Klägerin die Arbeiten in der ge-

wünschten Zeit oder in dem gewünschten Um-

fang erledigt habe. Ein Arbeitnehmer genüge 

seiner Leistungspflicht bereits, wenn er unter 

angemessener Ausschöpfung seiner persönli-

chen Leistungsfähigkeit arbeite. Demnach wäre 

ein umfänglicherer Vortrag der Beklagten, in 

welchem Umfang die Klägerin im Homeoffice 

ihre Arbeitspflicht nicht erfüllt habe, erforderlich 

gewesen. Da die Beklagte nicht dargelegt habe, 

dass die Klägerin zumindest an einzelnen Ta-

gen oder Stunden gar nicht gearbeitet habe und 

welche Tage oder Stunden dies betreffe, sei sie 

ihrer Darlegungs- und Beweislast nicht in aus-

reichendem Maße nachgekommen. 

Hinweise für die Praxis 

Die Entscheidung des Landesarbeitsgerichts 

Mecklenburg-Vorpommern hat für die Tätigkeit 

im Homeoffice bestätigt, was für die Erbringung 

der Arbeitsleistung im Betrieb bereits ständige 

Rechtsprechung war: Der Arbeitgeber ist für die 

Nichterbringung der Arbeitsleistung des Arbeit-

nehmers darlegungs- und beweisbelastet, wenn 

er Entgelt des Arbeitnehmers zurückfordern o-

der einbehalten möchte.  

Dieser Nachweis ist bei Arbeitnehmern, die im 

Homeoffice tätig sind, unzweifelhaft schwieriger 

zu erbringen, als bei Arbeitnehmern, die im 

Büro des Arbeitgebers ihre Arbeitsleistung er-

bringen. Deswegen sollten Arbeitgeber schnell 

und angemessen reagieren, wenn Zweifel an 

der Qualität und/oder Quantität der Arbeitslei-

tung von Arbeitnehmern, die im Homeoffice ar-

beiten, entstehen. Auf diese Weise können spä-

tere Konflikte und Beweisprobleme bestenfalls 

im Voraus vermieden werden. 

Eine einfache Reaktionsmöglichkeit für den Ar-

beitgeber besteht in diesem Fall darin, dem be-

troffenen Arbeitnehmer – sofern noch nicht ge-

schehen – klare Anweisungen über Art und Um-

fang der zu erfüllenden Aufgaben sowie ver-

bindliche und realistische Fristen für deren Er-

ledigung zu geben. Erfüllt der Arbeitnehmer 

diese Vorgaben nicht, können arbeitsrechtliche 

Sanktionen in Betracht gezogen werden. Wei-

gern sich Arbeitnehmer, Arbeitsleistungen zu 

erbringen, deren Erfüllung der Arbeitgeber be-

rechtigterweise von ihnen verlangen kann, kann 

eine Abmahnung und bei wiederholter Arbeits-

verweigerung sogar eine Kündigung ausgespro-

chen werden.  

Eine weitere Möglichkeit, auf Zweifel an der Ar-

beitsleistung zu reagieren, besteht darin, über 

die obligatorische Arbeitszeiterfassung hinaus 

per Direktionsrecht das Anfertigen von genaue-

ren Tätigkeitsberichten anzuordnen. Bei einer 

solchen Weisung muss stets beachtet werden, 

dass deren Inhalt „billigem Ermessen“ gemäß 

§ 106 GewO entspricht. Jedenfalls in Fällen, in 

denen der Verdacht der Nicht- bzw. Schlechter-

bringung von Arbeitsleistung begründet und 

ausreichend dokumentiert ist, dürfte eine solche 

Weisung vom berechtigten Interesse des Ar-

beitgebers gedeckt sein und damit billigem Er-

messen entsprechen.  

https://www.gesetze-im-internet.de/gewo/__106.html
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Vorsicht ist demgegenüber bei der Einführung 

von technischen Kontrollmaßnahmen – bei-

spielsweise Keyloggern – geboten. Zum einen 

ist die Einführung eines solchen IT-Systems in 

Betrieben mit Betriebsrat stets mitbestim-

mungspflichtig gemäß § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG 

und zum anderen ist für jeden Einzelfall die Ein-

haltung der strengen datenschutzrechtlichen 

Bestimmungen sicherzustellen, da andernfalls 

erhebliche Sanktionen drohen. Von dieser Art 

der Überwachung dürfte deswegen abzuraten 

sein. 

Als Ultima-ratio kommt außerdem die Ein-

schränkung oder Beendigung von Homeoffice in 

Betracht. Ob und wenn ja auf welchem Weg der 

Arbeitgeber das Homeoffice einseitig und ggf. 

gegen den Willen des Arbeitnehmers abschaf-

fen kann mit der Folge, dass der Arbeitnehmer 

seine Arbeitsleistung fortan wieder im Betrieb 

des Arbeitgebers zu erbringen hat, hängt maß-

geblich davon ab, auf welcher Rechtsgrundlage 

das Homeoffice beruht. Wurde weder eine Be-

triebsvereinbarung noch eine arbeitsvertragli-

che Zusatzvereinbarung zum Homeoffice ge-

troffen, darf der Arbeitgeber die Rückkehr in 

den Betrieb nach billigen Ermessen anordnen. 

Bei berechtigten Zweifeln an der Arbeitsleistung 

des Arbeitnehmers wird der Arbeitgeber regel-

mäßig ein berechtigtes Interesse daran haben, 

eine solche Weisung auszusprechen. Wurde 

demgegenüber zur Ergänzung des Arbeitsver-

trags eine Homeoffice-Vereinbarung getroffen, 

ist für die Rückholmöglichkeit des Arbeitneh-

mers ins Büro entscheidend, wie diese ausge-

staltet ist. Arbeitgeber sollten sich daher bereits 

vor der Gewährung mobiler Arbeitsformen Ge-

danken über deren Beendigung machen und die 

Regelungen entsprechend ausgestalten. Ein 

Rückrufrecht an den Arbeitsplatz im Betrieb 

sollte grundsätzlich Bestandteil jeder Home-

office-Vereinbarung sein, um auf alle künftigen 

Gegebenheiten – beispielsweise Low Perfor-

mance im Homeoffice – reagieren zu können. 

 

  

https://www.gesetze-im-internet.de/betrvg/__87.html
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Hinweis 

Dieser Überblick dient ausschließlich der allgemeinen Information und kann konkreten Rechtsrat im einzelnen Fall nicht ersetz en. Sprechen 

Sie bei Fragen bitte Ihren gewohnten Ansprechpartner bei GÖRG bzw. die Autorin Anna Huschka LL.M. unter +49 221 33660 544 oder a-

huschka@goerg.de an. Informationen zum Autor finden Sie auf unserer Homepage  www.goerg.de. 

Wir verwenden das generische Maskulinum und sehen von einer Nennung aller Geschlechtsidentitäten ab, damit dieser Text besser lesbar is t, 

und meinen damit ausdrücklich jeden in jeder Geschlechtsidentität.  

Unsere Standorte 

GÖRG Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB 

BERLIN  

Kantstr. 164, 10623 Berlin 

Tel. +49 30 884503-0  
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Tel. +49 40 500360-0 

Fax +49 40 500360-99 

FR ANKFURT AM M AIN  

Ulmenstr. 30, 60325 Frankfurt am Main 

Tel. +49 69 170000-17  

Fax +49 69 170000-27 

KÖLN 

Kennedyplatz 2, 50679 Köln  

Tel. +49 221 33660-0  

Fax +49 221 33660-80 

MÜNCHEN 

Prinzregentenstr. 22, 80538 München 

Tel. +49 89 3090667-0 

Fax +49 89 3090667-90 
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